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1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

Anwendungsbereich 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz dient der Vollziehung der Verordnung (EU) 
Nr. 528/2012 über die Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von 
Biozidprodukten (im Folgenden: Biozidprodukteverordnung), ABl. Nr. L 167 
vom 27.06.2012 S. 1, und aller weiteren, den Bereich des Inverkehrbringens von 
Biozidprodukten regelnden Durchführungsrechtsakte der Europäischen Union, 
wie insbesondere der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 über die zweite Phase des 
Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 
98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen 
von Biozid-Produkten, ABl. Nr. L 325 vom 11.12.2007 S. 3. 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz dient der Vollziehung der Verordnung (EU) 
Nr. 528/2012 über die Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von 
Biozidprodukten, ABl. Nr. L 167 vom 27.06.2012 S. 1, zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EU) Nr. 334/2014, ABl. Nr. L 103 vom 05.04.2014 S. 22 (im Fol-
genden: Biozidprodukteverordnung), und aller weiteren, den Bereich des Inver-
kehrbringens, der Bereitstellung auf dem Markt oder der Verwendung von Bio-
zidprodukten regelnden Durchführungsrechtsakte der Europäischen Union. 

(2) bis (7) … (2) bis (7) … 

(8) Wenn in der Biozidprodukteverordnung auf die Richtlinie 67/548/EWG 
zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, 
Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe, ABl. Nr. 196 vom 
16.08.1967 S.1, oder auf die Richtlinie 1999/45/EG zur Angleichung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpackung 
und Kennzeichnung gefährlicher Zubereitungen, ABl. Nr. L 200 vom 30.07.1999 
S. 1, Bezug genommen wird, so ist dies in Angelegenheiten der Anwendung der 
Biozidprodukteverordnung im Bundesgebiet und der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes als Verweis auf das Chemikaliengesetz 1996 zu verstehen. 
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(9) … (9) … 

Bereitstellung von Biozidprodukten und von behandelten Waren auf dem Markt 

§ 2. (1) Soweit Biozidprodukte nicht nur unter den insbesondere in Art. 17 
der Biozidprodukteverordnung angeführten allgemeinen Grundsätzen für die 
Zulassung von Biozidprodukten nach einer Zulassung gemäß der Biozidpro-
dukteverordnung oder nach Genehmigung für den Parallelhandel gemäß Art. 53 
der Biozidprodukteverordnung oder im Rahmen von Forschung und Entwicklung 
gemäß Art. 56 der Biozidprodukteverordnung auf dem Markt bereitgestellt und 
verwendet werden dürfen, ist deren Anbieten und Bereitstellung auf dem Markt 
und Verwendung im Bundesgebiet nur zulässig, soweit dies in den Art. 89, 
Art. 91, Art. 92, Art. 93 und Art. 95 der Biozidprodukteverordnung und nach 
Maßgabe dieses Bundesgesetzes 

§ 2. (1) Soweit Biozidprodukte nicht nur unter den insbesondere in Art. 17 
der Biozidprodukteverordnung angeführten allgemeinen Grundsätzen für die 
Zulassung von Biozidprodukten nach einer Zulassung gemäß der Biozidpro-
dukteverordnung oder nach Genehmigung für den Parallelhandel gemäß Art. 53 
der Biozidprodukteverordnung oder im Rahmen von Forschung und Entwicklung 
gemäß Art. 56 der Biozidprodukteverordnung auf dem Markt bereitgestellt und 
verwendet werden dürfen, ist deren Anbieten und Bereitstellung auf dem Markt 
und Verwendung im Bundesgebiet nur zulässig, soweit dies in den Art. 89, 
Art. 91, Art. 92, Art. 93 und Art. 95 der Biozidprodukteverordnung und nach 
Maßgabe dieses Bundesgesetzes vorgesehen ist und dem weder ein gemäß der 
Biozidprodukteverordnung erlassener Rechtsakt noch eine Maßnahme oder ein 
Rechtsakt, die bzw. der auf Grund dieses Bundesgesetzes ergangen ist, entgegen-
steht. 

 1. für Biozidprodukte mit alten Wirkstoffen, die in Anhang II der Verord-
nung (EG) Nr. 1451/2007 angeführt sind, und 

 

 2. für Biozidprodukte, die im Bundesgebiet gemäß dem Biozid-Produkte-
Gesetz (BiozidG), BGBl. I Nr. 105/2000, zugelassen oder registriert 
worden sind, 

 

vorgesehen ist, und soweit dem kein gemäß der Richtlinie 98/8/EG über das In-
verkehrbringen von Biozid-Produkten (im Folgenden: Biozid-Produkte-
Richtlinie), ABl. Nr. L 123 vom 24.04.1998 S. 1, zuletzt geändert durch die Richt-
linie 2013/5/EU, ABl. Nr. L 44 vom 15.02.2013 S. 14, oder gemäß der Biozidpro-
dukteverordnung erlassener Durchführungsrechtsakt und soweit dem keine Maß-
nahme, die auf Grund dieses Bundesgesetzes oder auf Grund des Biozid-
Produkte-Gesetzes ergangen ist, entgegensteht. 

 

(2) Erlässt die Europäische Kommission eine Durchführungsverordnung 
gemäß Art. 9 Abs. 1 lit. a der Biozidprodukteverordnung über die Genehmigung 
eines alten Wirkstoffes oder beschließt sie gemäß Art. 9 Abs. 1 lit. b der Biozid-
produkteverordnung, dass ein alter Wirkstoff nicht genehmigt wird, so hat der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, 
soweit diesen Durchführungsrechtsakten nicht unmittelbare Rechtswirkungen 
gegenüber den für die Bereitstellung von Biozidprodukten auf dem Markt Ver-
antwortlichen zukommen, mit Verordnung die weitere Bereitstellung von Biozid-
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produkten, die von einem solchen Durchführungsrechtsakt betroffen sind, von der 
Erfüllung der im genannten Durchführungsrechtsakt angeführten Voraussetzun-
gen und Bedingungen abhängig zu machen oder entsprechend dem Durchfüh-
rungsrechtsakt zu untersagen. In einer solchen Verordnung ist festzulegen, ob 
und gegebenenfalls innerhalb welcher Frist, als Vorbedingung für die weitere 
Bereitstellung der betroffenen Biozid-Produkte auf dem Markt ein Antrag auf 
Zulassung gemäß der Biozidprodukteverordnung und gemäß diesem Bundesge-
setz gestellt werden muss oder ob und gegebenenfalls ab welchem Zeitpunkt die 
Bereitstellung auf dem Markt oder die Verwendung von betroffenen Biozidpro-
dukten auf bestimmte Produktarten, Verwendungszwecke oder Verwenderkatego-
rien beschränkt oder gänzlich verboten ist. 

(3) … (3) … 
 (4) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, 

Energie, Mobilität, Innovation und Technologie kann gemäß den Bedingungen 
des Art. 37 der Biozidprodukteverordnung für das Bereitstellen von Biozidpro-
dukten auf dem Markt und deren Verwendung Risikominderungsmaßnahmen in 
Leitlinien vorsehen. Leitlinien sind mindestens zehn Monate vor deren Umsetzung 
in Zulassungen auf der Internetseite des Bundesministeriums für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie zu veröffentlichen. 

 (5) Soweit es für die Erreichung der in Art. 37 Abs. 1 der Biozidprodukte-
verordnung genannten Ziele erforderlich ist, kann die Bundesministerin bzw. der 
Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie für bestimmte Produktarten durch Verordnung im Einvernehmen mit 
der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Digitalisierung und Wirt-
schaftsstandort nähere Regelungen über die Sachkunde von Zulassungsinhabern, 
Vertreibern und Verwendern von Biozidprodukten und die Einführung eines Be-
scheinigungssystems erlassen. 

2. Abschnitt 

Aufgaben, Behörden, Verfahren, Informationen und Gebühren 

Zuständige Behörde und Aufgaben 

§ 3. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft ist die im Bundesgebiet für die Vollziehung der Biozidpro-

§ 3. (1) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie ist die im Bundesgebiet 
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dukteverordnung zuständige Behörde, die gemäß Art. 81 der Biozidproduktever-
ordnung für deren Anwendung verantwortlich ist. Der Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat die gemäß der Biozidpro-
dukteverordnung und den darauf beruhenden Durchführungsrechtsakten der Eu-
ropäischen Union vorgesehenen Aufgaben der Verwaltung, die an die Mitglied-
staaten oder die zuständigen Behörden gerichtet sind, wahrzunehmen, soweit in 
diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist. Zu diesen Aufgaben ist neben 
der Durchführung von Verfahren beziehungsweise der Mitwirkung in den Ver-
fahren gemäß der Biozidprodukteverordnung, einschließlich Notifizierungsver-
fahren, auch die Erstattung von Äußerungen im Zusammenhang mit Zulassungs-
verfahren gemäß der Biozidprodukteverordnung zu zählen, wie sie insbesondere 
gemäß Art. 27 Abs. 2, Art. 35, Art. 37 und Art. 44 der Biozidprodukteverordnung 
vorgesehen sind. 

für die Vollziehung der Biozidprodukteverordnung zuständige Behörde, die ge-
mäß Art. 81 der Biozidprodukteverordnung für deren Anwendung verantwortlich 
ist. Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat die gemäß der Biozidpro-
dukteverordnung und den darauf beruhenden Durchführungsrechtsakten der Eu-
ropäischen Union vorgesehenen Aufgaben der Verwaltung, die an die Mitglied-
staaten oder die zuständigen Behörden gerichtet sind, wahrzunehmen, soweit in 
diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist. Zu diesen Aufgaben ist neben 
der Durchführung von Verfahren beziehungsweise der Mitwirkung in den Ver-
fahren gemäß der Biozidprodukteverordnung, einschließlich Notifizierungsver-
fahren, auch die Erstattung von Äußerungen im Zusammenhang mit Zulassungs-
verfahren gemäß der Biozidprodukteverordnung zu zählen, wie sie insbesondere 
gemäß Art. 27 Abs. 2, Art. 35, Art. 37 und Art. 44 der Biozidprodukteverordnung 
vorgesehen sind. 

(2) Sind gemäß der Biozidprodukteverordnung Auskünfte und Mitteilungen 
der Mitgliedstaaten beziehungsweise der zuständigen Behörden an die Europäi-
sche Chemikalienagentur (im Folgenden: Agentur) vorgesehen, oder hat die 
Agentur solche Auskünfte oder Mitteilungen in einer Art und Weise verlangt, die 
in der Biozidprodukteverordnung ausdrücklich begründet ist, so sind die entspre-
chenden Auskünfte und Mitteilungen vom Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft nach Maßgabe bestehender gesetzlicher 
Verpflichtungen zu erteilen. § 10 gilt sinngemäß auch für Auskünfte und Mittei-
lungen gemäß dieser Bestimmung. 

(2) Sind gemäß der Biozidprodukteverordnung Auskünfte und Mitteilungen 
der Mitgliedstaaten beziehungsweise der zuständigen Behörden an die Europäi-
sche Chemikalienagentur (im Folgenden: Agentur) vorgesehen, oder hat die 
Agentur solche Auskünfte oder Mitteilungen in einer Art und Weise verlangt, die 
in der Biozidprodukteverordnung ausdrücklich begründet ist, so sind die entspre-
chenden Auskünfte und Mitteilungen von der Bundesministerin bzw. dem Bun-
desminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Techno-
logie nach Maßgabe bestehender gesetzlicher Verpflichtungen zu erteilen. § 10 
gilt sinngemäß auch für Auskünfte und Mitteilungen gemäß dieser Bestimmung. 

Anbringen 

§ 4. (1) Der Antrag auf Zulassung eines Biozidproduktes oder einer Biozid-
produktefamilie im Sinne von Art. 17 bis 38 der Biozidprodukteverordnung ist 
von demjenigen, der beabsichtigt, dieses im Bundesgebiet in Verkehr zu bringen, 
in elektronischer Form über das Register für Biozidprodukte gemäß Art. 71 der 
Biozidprodukteverordnung beim Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft einzubringen. Zur Einbringung von Anträgen ge-
mäß Art. 39 der Biozidprodukteverordnung sind ausschließlich amtliche und 
wissenschaftliche Stellen im Sinne der genannten Bestimmung der Biozidpro-
dukteverordnung berechtigt. 

§ 4. (1) Der Antrag auf Zulassung eines Biozidproduktes oder einer Biozid-
produktefamilie im Sinne von Art. 17 bis 38 der Biozidprodukteverordnung ist 
von demjenigen, der beabsichtigt, dieses im Bundesgebiet in Verkehr zu bringen, 
in elektronischer Form über das Register für Biozidprodukte gemäß Art. 71 der 
Biozidprodukteverordnung bei der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister 
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie einzu-
bringen. Zur Einbringung von Anträgen gemäß Art. 39 der Biozidproduktever-
ordnung sind ausschließlich amtliche und wissenschaftliche Stellen im Sinne der 
genannten Bestimmung der Biozidprodukteverordnung berechtigt. 

(2) Anträge auf Genehmigungen für den Parallelhandel im Sinne von Art. 53 
der Biozidprodukteverordnung sind in elektronischer Form über das Register für 

(2) Anträge auf Genehmigungen für den Parallelhandel im Sinne von Art. 53 
der Biozidprodukteverordnung sind in elektronischer Form über das Register für 
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Biozidprodukte gemäß Art. 71 der Biozidprodukteverordnung beim Bundesminis-
ter für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft einzubringen. 

Biozidprodukte gemäß Art. 71 der Biozidprodukteverordnung bei der Bundesmi-
nisterin bzw. dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie einzubringen. 

(3) Meldungen von Experimenten oder Versuchen zu Forschungs- und Ent-
wicklungszwecken im Sinne von Art. 56 der Biozidprodukteverordnung sind 
schriftlich an den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft zu richten, der gemäß den in der Biozidprodukteverordnung 
angeführten Kriterien gegebenenfalls per Bescheid über die Untersagung oder die 
Genehmigung eines Experimentes oder Versuches oder über die Vorschreibung 
von Bedingungen und Auflagen zu entscheiden hat. 

(3) Meldungen von Experimenten oder Versuchen zu Forschungs- und Ent-
wicklungszwecken im Sinne von Art. 56 der Biozidprodukteverordnung sind in 
elektronischer Form über das Register für Biozidprodukte gemäß Art. 71 der 
Biozidprodukteverordnung bei der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister 
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie einzu-
bringen, die bzw. der gemäß den in der Biozidprodukteverordnung angeführten 
Kriterien gegebenenfalls per Bescheid über die Untersagung oder die Genehmi-
gung eines Experimentes oder Versuches oder über die Vorschreibung von Be-
dingungen und Auflagen zu entscheiden hat. 

(4) … (4) … 

Besondere Verfahrensbestimmungen 

§ 5. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hat einem Beteiligten, der die Genehmigung eines Wirkstoffes 
zu beantragen beabsichtigt, dann eine schriftliche Bestätigung im Sinne von 
Art. 7 Abs. 1 der Biozidprodukteverordnung darüber, dass der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft die Bewertung des 
Wirkstoffes durchführen wird, auszustellen, wenn dem nicht wichtige öffentliche 
Interessen entgegenstehen und wenn dieser glaubhaft macht, dass der Antrag 
voraussichtlich den Datenanforderungen entsprechen wird und dass die Antrags-
gebühren fristgerecht entrichtet werden. Eine Ablehnung der Bestätigung im 
Sinne von Art. 7 Abs. 1 der Biozidprodukteverordnung hat mit Bescheid des 
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu 
erfolgen. 

§ 5. (1) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat einem Beteiligten, 
der die Genehmigung eines Wirkstoffes zu beantragen beabsichtigt, dann eine 
schriftliche Bestätigung im Sinne von Art. 7 Abs. 1 der Biozidprodukteverord-
nung darüber, dass die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klima-
schutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie die Bewertung 
des Wirkstoffes durchführen wird, auszustellen, wenn dem nicht wichtige öffent-
liche Interessen entgegenstehen und wenn dieser glaubhaft macht, dass der An-
trag voraussichtlich den Datenanforderungen entsprechen wird und dass die An-
tragsgebühren fristgerecht entrichtet werden. Eine Ablehnung der Bestätigung im 
Sinne von Art. 7 Abs. 1 der Biozidprodukteverordnung hat auf Verlangen des 
Beteiligten mit Bescheid der Bundesministerin bzw. des Bundesministers für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie zu erfol-
gen. 

(2) In den Verfahren zur Genehmigung von Wirkstoffen gemäß Art. 7 bis 16 
der Biozidprodukteverordnung ist der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft verpflichtet, dann als zuständige Behörde 
zur Bewertung eines Wirkstoffes im Sinne der genannten Bestimmungen der 
Biozidprodukteverordnung tätig zu werden, wenn er mit einer schriftlichen Bestä-
tigung gemäß Abs. 1 seine diesbezügliche Zustimmung erteilt hat, und wenn die 
Agentur einen Antrag auf Genehmigung eines Wirkstoffes angenommen und dies 

(2) In den Verfahren zur Genehmigung von Wirkstoffen gemäß Art. 7 bis 16 
der Biozidprodukteverordnung ist die Bundesministerin bzw. der Bundesminister 
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie ver-
pflichtet, dann als zuständige Behörde zur Bewertung eines Wirkstoffes im Sinne 
der genannten Bestimmungen der Biozidprodukteverordnung tätig zu werden, 
wenn sie bzw. er mit einer schriftlichen Bestätigung gemäß Abs. 1 seine diesbe-
zügliche Zustimmung erteilt hat, und wenn die Agentur einen Antrag auf Geneh-
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dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft gemäß Art. 7 Abs. 2 zweiter Unterabsatz der Biozidprodukteverordnung 
mitgeteilt hat. Der Antragsteller, der bei der Agentur einen Antrag zur Genehmi-
gung eines Wirkstoffes eingebracht hat, gilt im Verfahren vor dem Bundesminis-
ter für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft als Partei. 

migung eines Wirkstoffes angenommen und dies der Bundesministerin bzw. dem 
Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie gemäß Art. 7 Abs. 2 zweiter Unterabsatz der Biozidprodukteverord-
nung mitgeteilt hat. Der Antragsteller, der bei der Agentur einen Antrag zur Ge-
nehmigung eines Wirkstoffes eingebracht hat, gilt im Verfahren vor der Bundes-
ministerin bzw. dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobili-
tät, Innovation und Technologie als Partei. 

(3) Für Verfahren, in denen der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft als bewertende zuständige Behörde im 
Zuge des vereinfachten Zulassungsverfahrens über die Zulassung eines Biozid-
produktes, das für das vereinfachte Zulassungsverfahren geeignet ist, zu entschei-
den hat, ist Abs. 1 sinngemäß anzuwenden 

(3) Für Verfahren, in denen die Bundesministerin bzw. der Bundesminister 
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie als 
bewertende zuständige Behörde im Zuge des vereinfachten Zulassungsverfahrens 
über die Zulassung eines Biozidproduktes, das für das vereinfachte Zulassungs-
verfahren geeignet ist, zu entscheiden hat, ist Abs. 1 sinngemäß anzuwenden 

(4) Ein Antrag auf Zulassung eines Biozidproduktes im vereinfachten Zulas-
sungsverfahren im Sinne von Art. 25 und 26 der Biozidprodukteverordnung gilt 
dann als beim Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft eingebracht, wenn 

(4) Ein Antrag auf Zulassung eines Biozidproduktes im vereinfachten Zulas-
sungsverfahren im Sinne von Art. 25 und 26 der Biozidprodukteverordnung gilt 
dann als bei der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie eingebracht, wenn 

 1. der Antragsteller über eine schriftliche Bestätigung im Sinne des Abs. 3 
darüber verfügt, dass der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft die Bewertung des Zulassungsantrages im 
Zuge des vereinfachten Zulassungsverfahrens durchführen wird, 

 1. der Antragsteller über eine schriftliche Bestätigung im Sinne des Abs. 3 
darüber verfügt, dass die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie 
die Bewertung des Zulassungsantrages im Zuge des vereinfachten Zulas-
sungsverfahrens durchführen wird, 

 2. der Antrag bei der Agentur eingereicht worden ist und im Register für 
Biozidprodukte gemäß Art. 71 der Biozidprodukteverordnung erfasst ist 
und 

 2. der Antrag bei der Agentur eingereicht worden ist und im Register für 
Biozidprodukte gemäß Art. 71 der Biozidprodukteverordnung erfasst ist 
und 

 3. die gemäß § 11 zu entrichtenden Gebühren beim Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft eingelangt 
sind. 

 3. die gemäß § 11 zu entrichtenden Gebühren bei der Bundesministerin 
bzw. dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie eingelangt sind. 

(5) Für Verfahren, in denen der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft als bewertende zuständige Behörde im 
Zuge der Unionszulassung gemäß Art. 41 bis 44 der Biozidprodukteverordnung 
über die Unionszulassung eines Biozidproduktes zu entscheiden hat, sind Abs. 1 
und 2 sinngemäß anzuwenden. 

(5) Für Verfahren, in denen die Bundesministerin bzw. der Bundesminister 
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie als 
bewertende zuständige Behörde im Zuge der Unionszulassung gemäß Art. 41 bis 
44 der Biozidprodukteverordnung über die Unionszulassung eines Biozidproduk-
tes zu entscheiden hat, sind Abs. 1 und 2 sinngemäß anzuwenden. 

(6) Angaben und Unterlagen, die gemäß der Biozidprodukteverordnung oder 
die gemäß diesem Bundesgesetz beim Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft einzubringen sind, sind in deutscher Spra-

(6) Angaben und Unterlagen, die gemäß der Biozidprodukteverordnung oder 
die gemäß diesem Bundesgesetz bei der Bundesministerin bzw. dem Bundesmi-
nister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie 



  8 von 22 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
che vorzulegen. Abweichend davon dürfen in Verfahren zur Erteilung einer Uni-
onszulassung gemäß Art. 43 der Biozidprodukteverordnung eingereichte Zusam-
menfassungen der Produktcharakteristika im Sinne von Art. 20 Abs. 1 lit. a Z ii 
der Biozidprodukteverordnung auch in englischer Sprache vorgelegt werden. 
Zugangsbescheinigungen im Sinne von Art. 61 der Biozidprodukteverordnung 
sind in Verfahren vor dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Um-
welt und Wasserwirtschaft nur nach Maßgabe von Art. 61 der Biozidprodukte-
verordnung zu berücksichtigen und nur dann, wenn sie zur Vorlage an den Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft be-
stimmt sind. 

einzubringen sind, sind in deutscher Sprache vorzulegen. Abweichend davon 
dürfen in Verfahren zur Erteilung einer Unionszulassung gemäß Art. 43 der Bio-
zidprodukteverordnung eingereichte Zusammenfassungen der Produktcharakte-
ristika im Sinne von Art. 20 Abs. 1 lit. a Z ii der Biozidprodukteverordnung auch 
in englischer Sprache vorgelegt werden. Zugangsbescheinigungen im Sinne von 
Art. 61 der Biozidprodukteverordnung sind in Verfahren vor der Bundesministe-
rin bzw. dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Inno-
vation und Technologie nur nach Maßgabe von Art. 61 der Biozidproduktever-
ordnung zu berücksichtigen und nur dann, wenn sie zur Vorlage an die Bundes-
ministerin bzw. den Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie bestimmt sind. 

(7) Zulassungen von Biozidprodukten sind mit Bedingungen und Auflagen – 
insbesondere hinsichtlich der Spezifikationen, der Kennzeichnung und der Ein-
zelheiten der zulässigen Arten der Bereitstellung auf dem Markt und der Verwen-
dung – zu erteilen, soweit dies zur Einhaltung der in der Biozidprodukteverord-
nung oder der in diesem Bundesgesetz festgelegten Zulassungsvoraussetzungen 
erforderlich ist. Rechtsvorschriften, in denen Anforderungen hinsichtlich der 
Voraussetzungen für die Zulassung oder Verwendung von Biozidprodukten ent-
halten sind, insbesondere betreffend den Schutz der Gesundheit oder den Schutz 
der Umwelt, sind im Verfahren maßgeblich zu berücksichtigen. 

(7) Zulassungen von Biozidprodukten sind mit Bedingungen und Auflagen – 
insbesondere hinsichtlich der Spezifikationen, der Kennzeichnung und der Ein-
zelheiten der zulässigen Arten der Bereitstellung auf dem Markt und der Verwen-
dung – zu erteilen, soweit dies zur Einhaltung der in der Biozidprodukteverord-
nung oder der in diesem Bundesgesetz festgelegten Zulassungsvoraussetzungen 
erforderlich ist. Rechtsvorschriften, in denen Anforderungen hinsichtlich der 
Voraussetzungen für die Zulassung oder Verwendung von Biozidprodukten ent-
halten sind, insbesondere betreffend den Schutz der Gesundheit oder den Schutz 
der Umwelt, sind im Verfahren maßgeblich zu berücksichtigen. Die Zustellung 
von Bescheiden kann im Wege des Registers für Biozidprodukte gemäß Art. 71 
der Biozidprodukteverordnung erfolgen. 

(8) In Verwaltungsverfahren zur Verlängerung einer Zulassung eines Bio-
zidproduktes, die vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft erteilt wor-
den ist, ist insbesondere gemäß Art. 31 der Biozidprodukteverordnung vorzuge-
hen. 

(8) In Verwaltungsverfahren zur Verlängerung einer Zulassung eines Bio-
zidproduktes, die von der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Klima-
schutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie erteilt worden 
ist, ist insbesondere gemäß Art. 31 der Biozidprodukteverordnung vorzugehen. 

(9) In Verwaltungsverfahren zur Aufhebung oder Änderung einer Zulassung 
eines Biozidproduktes, die vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft erteilt worden ist, ist insbesondere gemäß Art. 48 
bis 52 der Biozidprodukteverordnung vorzugehen. 

(9) In Verwaltungsverfahren zur Aufhebung oder Änderung einer Zulassung 
eines Biozidproduktes, die von der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister 
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie erteilt 
worden ist, ist insbesondere gemäß Art. 48 bis 52 der Biozidprodukteverordnung 
vorzugehen. 

Biozidprodukte-Verzeichnis 

§ 6. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann ein Biozidprodukte-Verzeichnis führen, das alle für die 
Bereitstellung am Markt im Bundesgebiet zugelassenen Biozidprodukte umfassen 

§ 6. (1) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologiekann ein Biozidproduk-
te-Verzeichnis führen, das alle für die Bereitstellung am Markt im Bundesgebiet 
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kann. zugelassenen Biozidprodukte umfassen kann. 

(2) bis (3) … (2) bis (3) … 

Gemeinsame Nutzung von Daten 

§ 7. (1) Wer beabsichtigt, gemäß Art. 64 der Biozidprodukteverordnung 
nach Ablauf der einschlägigen Datenschutzfrist für ein Verfahren gemäß der 
Biozidprodukteverordnung oder gemäß diesem Bundesgesetz auf Daten eines 
früheren Antragstellers Bezug zu nehmen, hat hierfür unter Vorlage der in Art. 64 
Abs. 2 der Biozidprodukteverordnung angeführten, für das betreffende Verfahren 
maßgeblichen Daten eine Genehmigung des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu beantragen. 

§ 7. (1) Wer beabsichtigt, gemäß Art. 64 der Biozidprodukteverordnung 
nach Ablauf der einschlägigen Datenschutzfrist für ein Verfahren gemäß der 
Biozidprodukteverordnung oder gemäß diesem Bundesgesetz auf Daten eines 
früheren Antragstellers Bezug zu nehmen, hat hierfür unter Vorlage der in Art. 64 
Abs. 2 der Biozidprodukteverordnung angeführten, für das betreffende Verfahren 
maßgeblichen Daten eine Genehmigung der Bundesministerin bzw. des Bundes-
ministers für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technolo-
gie zu beantragen. 

(2) … (2) … 

Prüf- und Bewertungsstellen 

§ 8. (1) bis (2) … § 8. (1) bis (2) … 

(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt, und Was-
serwirtschaft kann zur Prüfung auf Vollständigkeit und zur Bewertung von An-
gaben und Unterlagen oder von Teilen davon betreffend Anträge gemäß der Bio-
zidprodukteverordnung die Umweltbundesamt GmbH im Rahmen der ihr gemäß 
§ 6 Abs. 2 Z 33 des Umweltkontrollgesetzes, BGBl. I Nr. 152/1998, übertragenen 
Aufgaben, heranziehen. Soweit dies zur fristgerechten und vollständigen Erledi-
gung von Anbringen erforderlich ist, kann der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt, und Wasserwirtschaft auch andere sachkundige Perso-
nen und geeignete Einrichtungen zur Besorgung der genannten Aufgaben heran-
ziehen. Solche sachkundigen Personen müssen jedenfalls ein Universitätsstudium 
aus den Studienrichtungen Biologie, Chemie, Lebensmittel- und Biotechnologie, 
Medizin, Pharmazie, technische Chemie oder Veterinärmedizin oder eine beson-
dere universitäre Ausbildung auf dem Gebiet der Toxikologie erfolgreich abge-
schlossen haben und über eine mehrjährige einschlägige Berufserfahrung verfü-
gen. Voraussetzung für die Heranziehung einer geeigneten Einrichtung ist die 
dauernde Beschäftigung zumindest einer derart sachkundigen Person in dieser 
Einrichtung. 

(3) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie kann zur Prüfung auf Vollstän-
digkeit und zur Bewertung von Angaben und Unterlagen oder von Teilen davon 
betreffend Anträge gemäß der Biozidprodukteverordnung die Umweltbundesamt 
GmbH im Rahmen der ihr gemäß § 6 Abs. 2 Z 33 des Umweltkontrollgesetzes, 
BGBl. I Nr. 152/1998, übertragenen Aufgaben, heranziehen. Soweit dies zur 
fristgerechten und vollständigen Erledigung von Anbringen erforderlich ist, kann 
die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie auch andere sachkundige Personen und 
geeignete Einrichtungen zur Besorgung der genannten Aufgaben heranziehen. 
Solche sachkundigen Personen müssen jedenfalls ein Universitätsstudium aus den 
Studienrichtungen Biologie, Chemie, Lebensmittel- und Biotechnologie, Medi-
zin, Pharmazie, technische Chemie oder Veterinärmedizin oder eine besondere 
universitäre Ausbildung auf dem Gebiet der Toxikologie erfolgreich abgeschlos-
sen haben und über eine mehrjährige einschlägige Berufserfahrung verfügen. 
Voraussetzung für die Heranziehung einer geeigneten Einrichtung ist die dauern-
de Beschäftigung zumindest einer derart sachkundigen Person in dieser Einrich-
tung. 

(4) Wenn der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und (4) Wenn die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
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Wasserwirtschaft eine Auskunftsstelle im Sinne des Art. 81 Abs. 2 zweiter Un-
terabsatz der Biozidprodukteverordnung einrichtet, so hat er unter Bedachtnahme 
auf die Grundsätze der Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit vorrangig die Betrau-
ung jener Einrichtung vorzusehen, die die Aufgaben der nationalen Auskunfts-
stelle gemäß Art. 124 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 zur Registrierung, 
Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur 
Schaffung einer Europäischen Chemikalienagentur, zur Änderung der Richtlinie 
1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, 
der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG 
des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 
2000/21/EG der Kommission, ABl. Nr. L 396 vom 30.12.2006 S. 1 (im Folgen-
den: REACH-Verordnung oder REACH-V), wahrnimmt. 

Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie eine Auskunftsstelle im 
Sinne des Art. 81 Abs. 2 zweiter Unterabsatz der Biozidprodukteverordnung 
einrichtet, so hat sie bzw. er unter Bedachtnahme auf die Grundsätze der Zweck-
mäßigkeit und Sparsamkeit vorrangig die Betrauung jener Einrichtung vorzuse-
hen, die die Aufgaben der nationalen Auskunftsstelle gemäß Art. 124 der Verord-
nung (EG) Nr. 1907/2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Be-
schränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europäischen 
Chemikalienagentur, zur Änderung der Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) 
Nr. 1488/94 der Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der 
Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommis-
sion, ABl. Nr. L 396 vom 30.12.2006 S. 1 (im Folgenden: REACH-Verordnung 
oder REACH-V), wahrnimmt. 

Giftinformation 

§ 9. (1) … § 9. (1) … 

(2) Die Vergiftungsinformationszentrale hat die ihr bekannt gewordenen 
Vergiftungsfälle, bei denen zumindest der begründete Verdacht besteht, dass sie 
durch ein Biozidprodukt verursacht worden sind, dem Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft schriftlich mitzuteilen. 

(2) Die Vergiftungsinformationszentrale hat die ihr bekannt gewordenen 
Vergiftungsfälle, bei denen zumindest der begründete Verdacht besteht, dass sie 
durch ein Biozidprodukt verursacht worden sind, der Bundesministerin bzw. dem 
Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie schriftlich mitzuteilen. 

(3) … (3) … 

Melde- und Berichtspflichten 

§ 10. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hat dafür Sorge zu tragen, dass die Informationen, die gemäß 
Art. 65 Abs. 3 der Biozidprodukteverordnung an die Europäische Kommission zu 
übermitteln sind, gesammelt und verarbeitet werden und in der vorgesehenen Art 
und Weise an die Europäische Kommission übermittelt werden. Von dieser 
Übermittlungspflicht an die Europäische Kommission werden insbesondere An-
gaben zu durchgeführten Überwachungsmaßnahmen, Angaben zu Vergiftungsfäl-
len und Berufskrankheiten sowie über schädliche Umweltauswirkungen erfasst. 
Solche Daten sind auch dann zu übermitteln, wenn sie gemäß dem Datenschutz-
gesetz 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, als personenbezogene Daten zu betrachten 
sind. Auf die Sammlung, Verarbeitung und Übermittlung der Daten an die Euro-
päische Kommission ist das Datenschutzgesetz 2000 anzuwenden. 

§ 10. (1) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat dafür Sorge zu tra-
gen, dass die Informationen, die gemäß Art. 65 Abs. 3 der Biozidprodukteverord-
nung an die Europäische Kommission zu übermitteln sind, gesammelt und verar-
beitet werden und in der vorgesehenen Art und Weise an die Europäische Kom-
mission übermittelt werden. Von dieser Übermittlungspflicht an die Europäische 
Kommission werden insbesondere Angaben zu durchgeführten Überwachungs-
maßnahmen, Angaben zu Vergiftungsfällen und Berufskrankheiten sowie über 
schädliche Umweltauswirkungen erfasst. Solche Daten sind auch dann zu über-
mitteln, wenn es sich um personenbezogene Daten im Sinn des Art. 4 Nummer 1 
der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
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der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 vom 
4.5.2016 S. 1 (im Folgenden: DSGVO), handelt. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft kann sich zur Erfassung der in dieser Bestimmung und der in § 3 
Abs. 2, in § 6 sowie § 15 Abs. 7 angesprochenen Daten sowie zum Austausch 
von Daten im Rahmen des Registers für Biozidprodukte (Art. 71 der Biozidpro-
dukteverordnung) der automationsunterstützten Datenverarbeitung und Daten-
übermittlung bedienen. Die Verarbeitung und Übermittlung personenbezogener 
Daten einschließlich der Identität der Antragsteller und Gebührenpflichtigen ist in 
diesem Zusammenhang nur zulässig, soweit die Daten zur Vollziehung der Bio-
zidprodukteverordnung oder dieses Bundesgesetzes notwendig sind oder ihre 
Verarbeitung oder Übermittlung in der Biozidprodukteverordnung ausdrücklich 
angeordnet ist. Auf die Sammlung, Verarbeitung und Übermittlung dieser Daten 
ist das Datenschutzgesetz 2000 anzuwenden. 

(2) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie kann sich zur Erfassung der in 
dieser Bestimmung und der in § 3 Abs. 2, in § 6 sowie § 15 Abs. 7 angesproche-
nen Daten sowie zum Austausch von Daten im Rahmen des Registers für Biozid-
produkte (Art. 71 der Biozidprodukteverordnung) der automationsunterstützten 
Datenverarbeitung und Datenübermittlung bedienen. Die Verarbeitung und 
Übermittlung personenbezogener Daten einschließlich der Identität der Antrag-
steller und Gebührenpflichtigen ist in diesem Zusammenhang nur zulässig, soweit 
die Daten zur Vollziehung der Biozidprodukteverordnung oder dieses Bundesge-
setzes notwendig sind oder ihre Verarbeitung oder Übermittlung in der Biozid-
produkteverordnung ausdrücklich angeordnet ist. 

Gebühren 

§ 11. (1) Insbesondere, wenn der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 

§ 11. (1) Insbesondere, wenn die Bundesministerin bzw. der Bundesminister 
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie 

 1. in den Verfahren betreffend die Zulassung eines Biozidproduktes oder 
einer Biozidproduktefamilie, 

 1. in den Verfahren betreffend die Zulassung eines Biozidproduktes oder 
einer Biozidproduktefamilie, 

 2. im Verfahren zur Genehmigung eines Wirkstoffes gemäß der Biozidpro-
dukteverordnung, 

 2. im Verfahren zur Genehmigung eines Wirkstoffes gemäß der Biozidpro-
dukteverordnung, 

 3. im Verfahren zur Entscheidung über die Durchführung von Experimen-
ten oder Versuchen zu Forschungs- und Entwicklungszwecken im Sinne 
von Art. 56 der Biozidprodukteverordnung, 

 3. im Verfahren zur Entscheidung über die Durchführung von Experimen-
ten oder Versuchen zu Forschungs- und Entwicklungszwecken im Sinne 
von Art. 56 der Biozidprodukteverordnung, 

 4. im Verfahren zur Genehmigung für den Parallelhandel im Sinne von 
Art. 53 der Biozidprodukteverordnung oder 

 4. im Verfahren zur Genehmigung für den Parallelhandel im Sinne von 
Art. 53 der Biozidprodukteverordnung oder 

 5. im Verfahren gemäß Art. 39 der Biozidprodukteverordnung zur gegen-
seitigen Anerkennung einer Zulassung 

 5. im Verfahren gemäß Art. 39 der Biozidprodukteverordnung zur gegen-
seitigen Anerkennung einer Zulassung 

tätig wird, so hat der Antragsteller oder derjenige, der diese behördlichen Tätig-
keiten in Anspruch nimmt, nach Maßgabe einer Gebührentarifverordnung, die 
vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft zu erlassen ist, Gebühren zu entrichten. 

tätig wird, so hat der Antragsteller oder derjenige, der diese behördlichen Tätig-
keiten in Anspruch nimmt, nach Maßgabe einer Gebührentarifverordnung, die 
von der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie im Einvernehmen mit der Bun-
desministerin bzw. dem Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstand-
ort zu erlassen ist, Gebühren zu entrichten. 
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(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft kann ferner für alle Amtshandlungen, die im Interesse eines Betei-
ligten erledigt werden, nach Maßgabe der gemäß Abs. 4 zu erlassenden Verord-
nung Gebühren einheben. Derartige Gebühren können auch in Form von jährlich 
zu entrichtenden Gebühren eingehoben werden. 

(2) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie kann ferner für alle Amtshand-
lungen, die im Interesse eines Beteiligten erledigt werden, nach Maßgabe der 
gemäß Abs. 4 zu erlassenden Verordnung Gebühren einheben. Derartige Gebüh-
ren können auch in Form von jährlich zu entrichtenden Gebühren eingehoben 
werden. 

(3) Sofern für die Höhe der zu entrichtenden Gebühren auch die Eigenschaft 
eines Unternehmens als kleines oder mittleres Unternehmen in Sinne von Art. 3 
Abs. 1 lit. ae der Biozidprodukteverordnung maßgeblich ist, hat der Gebühren-
pflichtige nachzuweisen, dass die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der 
für kleine oder mittlere Unternehmen festgelegten Gebühren vorliegen. 

(3) Sofern für die Entrichtung der Gebühren auch die Eigenschaft eines Un-
ternehmens als kleines oder mittleres Unternehmen in Sinne von Art. 3 Abs. 1 
lit. ae der Biozidprodukteverordnung maßgeblich ist, hat der Gebührenpflichtige 
nachzuweisen, dass die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der für kleine 
oder mittlere Unternehmen festgelegten Gebühren vorliegen. 

(4) … (4) … 

(5) Für behördliche Tätigkeiten, die im Rahmen der Genehmigung von 
Wirkstoffen oder bei einer Zulassung eines Biozidproduktes oder einer Biozid-
produktefamilie oder im Rahmen der Genehmigung eines Biozidproduktes für den 
Parallelhandel gemäß den in der Biozidprodukteverordnung vorgesehenen Ver-
fahren zu erledigen sind, sind die Gebühren jedenfalls im Vorhinein zu entrich-
ten. 

(5) Gebühren gemäß Abs. 1 verändern sich jährlich mit Beginn eines jeden 
Kalenderjahres in dem Maß, das sich aus der Veränderung des Verbraucher-
preisindex im Zeitraum von Juni des vorvergangenen Jahres bis Juni des der 
Valorisierung vorangegangenen Kalenderjahres ergibt. Die sich ändernden Be-
träge sind von der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie auf volle Euro zu run-
den und auf der Internetseite des Bundeministeriums für Klimsschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie und auf der Biozid-Internetseite 
der Umweltbundesamt GmbH kundzumachen. Die kundgemachten Beträge bilden 
die Ausgangsbasis für die nächste Kundmachung. Die jeweilige Kundmachung 
ersetzt die in der Anlage der BiozidprodukteG-GebührentarifV 2014, BGBl. 
Nr. 291/2014 angeführten Tarife. Kundmachungen gemäß diesem Absatz haben 
folgende Voraussetzungen zu erfüllen: 

  1. sie sind auf den Internetseiten, auf denen sie kundzumachen sind, dauer-
haft bereitzuhalten und dürfen weder verändert noch gelöscht werden; 

  2. sie müssen unentgeltlich und ohne Identitätsnachweis zugänglich sein; 

  3. es ist anzuführen, dass es sich um Kundmachungen der Bundesministerin 
bzw. des Bundesministers für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie handelt; 

  4. es muss ersichtlich sein, auf welcher Rechtsgrundlage die Kundmachun-
gen erfolgen. 

(6) … (6) … 
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(7) Die Gebühren sind zweckgebunden für die Vollziehung der Biozidpro-
dukteverordnung und dieses Bundesgesetzes für den Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu vereinnahmen. 

(7) Die Gebühren sind zweckgebunden für die Vollziehung der Biozidpro-
dukteverordnung und dieses Bundesgesetzes für die Bundesministerin bzw. den 
Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie zu vereinnahmen. 

(8) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat erstmals bis zum 1. September 2016 und erneut in jedem dritt-
folgenden Jahr jeweils bis zum 1. September eine Evaluierung der Gebührenge-
barung vorzunehmen. Bei dieser Evaluierung sind die sozioökonomischen Aus-
wirkungen der Gebühren zu untersuchen und es ist insbesondere auch zu beurtei-
len, ob die in einer Verordnung gemäß Abs. 4 festgelegten Tarife der Höhe, der 
Art und dem Grunde nach angemessen und erforderlich sind. Der Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat bei der Evaluie-
rung jeweils auch auf allfällige Anregungen des Bundesministers für Wirtschaft, 
Familie und Jugend Bedacht zu nehmen. 

(8) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat erstmals bis zum 
1. September 2016 und erneut in jedem drittfolgenden Jahr jeweils bis zum 
1. September eine Evaluierung der Gebührengebarung vorzunehmen. Bei dieser 
Evaluierung sind die sozioökonomischen Auswirkungen der Gebühren zu unter-
suchen und es ist insbesondere auch zu beurteilen, ob die in einer Verordnung 
gemäß Abs. 4 festgelegten Tarife der Höhe, der Art und dem Grunde nach ange-
messen und erforderlich sind. Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat bei der 
Evaluierung jeweils auch auf allfällige Anregungen der Bundesministerin bzw. 
des Bundesministers für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort Bedacht zu 
nehmen. 

3. Abschnitt 

Einstufung, Kennzeichnung, Verpackung, Sicherheitsdatenblatt und Verordnungsermächtigungen 

§ 12. (1) … § 12. (1) … 

(2) Soweit die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Biozidpro-
dukten, insbesondere hinsichtlich der in Art. 69 Abs. 1 der Biozidproduktever-
ordnung angesprochenen Kennzeichnungsbestandteile (Gefahrenkennzeichnung) 
nicht gemäß der CLP-Verordnung zu erfolgen hat oder gemäß der CLP-
Verordnung erfolgt, ist die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung insbe-
sondere hinsichtlich der in § 3 ChemG 1996 angeführten gefährlichen Eigen-
schaften gemäß dem ChemG 1996 durchzuführen. 

 

§ 12. (3) bis § 13… § 12. (3) bis § 13… 

Verordnungsermächtigungen, Verbote und Beschränkungen 

§ 14. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hat im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft, 
Familie und Jugend, wenn dies gemäß den in Art. 88 der Biozidprodukteverord-

§ 14. (1) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat im Einvernehmen 
mit der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Digitalisierung und Wirt-
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nung festgelegten Kriterien erforderlich ist, mit Verordnung Stoffe, die in Bio-
zidprodukten nicht oder nur unter Einhaltung bestimmter Auflagen oder Be-
schränkungen enthalten sein dürfen, oder Verbote oder Beschränkungen für Bio-
zidprodukte, die bestimmte Stoffe enthalten oder die unter bestimmte Produktar-
ten fallen, oder für Biozidprodukte mit bestimmten gefährlichen Eigenschaften 
beziehungsweise bei Zugehörigkeit zu bestimmten Gefahrenklassen festzulegen. 
In einer solchen Verordnung kann auch vorgesehen werden, ab welchem Zeit-
punkt die von den Verboten oder Beschränkungen erfassten Wirkstoffe und sons-
tigen Bestandteile von Biozidprodukten oder von solchen Maßnahmen erfasste 
Biozidprodukte nicht mehr hergestellt, in Verkehr gebracht, auf dem Markt be-
reitgestellt oder verwendet werden dürfen. 

schaftsstandort, wenn dies gemäß den in Art. 88 der Biozidprodukteverordnung 
festgelegten Kriterien erforderlich ist, mit Verordnung Stoffe, die in Biozidpro-
dukten nicht oder nur unter Einhaltung bestimmter Auflagen oder Beschränkun-
gen enthalten sein dürfen, oder Verbote oder Beschränkungen für Biozidproduk-
te, die bestimmte Stoffe enthalten oder die unter bestimmte Produktarten fallen, 
oder für Biozidprodukte mit bestimmten gefährlichen Eigenschaften beziehungs-
weise bei Zugehörigkeit zu bestimmten Gefahrenklassen festzulegen. In einer 
solchen Verordnung kann auch vorgesehen werden, ab welchem Zeitpunkt die 
von den Verboten oder Beschränkungen erfassten Wirkstoffe und sonstigen Be-
standteile von Biozidprodukten oder von solchen Maßnahmen erfasste Biozid-
produkte nicht mehr hergestellt, in Verkehr gebracht, auf dem Markt bereitge-
stellt oder verwendet werden dürfen. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat die Europäische Kommission und die anderen Mitgliedstaaten 
von der Erlassung einer Verordnung gemäß Abs. 1 zu benachrichtigen. 

(2) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat die Europäische Kommission 
und die anderen Mitgliedstaaten von der Erlassung einer Verordnung gemäß 
Abs. 1 zu benachrichtigen. 

(3) Soweit es auf Grund von nachgewiesenen Interessen der Landesverteidi-
gung in besonderen Fällen als erforderlich anzusehen ist, hat der Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft nach Befassung des 
Bundesministers für Landesverteidigung und Sport durch Verordnung Ausnah-
men von den Anforderungen der Biozidprodukteverordnung und dieses Bundes-
gesetzes für bestimmte Biozidprodukte festzulegen. Dabei ist auf einschlägige 
vergleichbare Vorschriften in anderen Mitgliedstaaten sowie darauf Bedacht zu 
nehmen, dass die Ausnahmen nur in dem Umfang festgelegt werden, wie es zur 
Wahrung der Interessen der Landesverteidigung unbedingt notwendig ist. 

(3) Soweit es auf Grund von nachgewiesenen Interessen der Landesverteidi-
gung in besonderen Fällen als erforderlich anzusehen ist, hat die Bundesministe-
rin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Inno-
vation und Technologie nach Befassung der Bundesministerin bzw. des Bundes-
ministers für Landesverteidigung durch Verordnung Ausnahmen von den Anfor-
derungen der Biozidprodukteverordnung und dieses Bundesgesetzes für bestimm-
te Biozidprodukte festzulegen. Dabei ist auf einschlägige vergleichbare Vor-
schriften in anderen Mitgliedstaaten sowie darauf Bedacht zu nehmen, dass die 
Ausnahmen nur in dem Umfang festgelegt werden, wie es zur Wahrung der Inte-
ressen der Landesverteidigung unbedingt notwendig ist. 

(4) … (4) … 

(5) Biozidprodukte, die die in Art. 19 Abs. 4 lit. a oder b der Biozidpro-
dukteverordnung angeführten Einstufungskriterien erfüllen, dürfen nicht an die 
breite Öffentlichkeit (Verbraucher) abgegeben werden. 

(5) Biozidprodukte, die nicht für die Verwendung durch die breite Öffent-
lichkeit (Verbraucher) zugelassen sind (vgl. insbesondere Art. 19 Abs. 4, soweit 
keine Ausnahme nach Abs. 5 zutrifft, und Art. 37 Abs. 1 der Biozidproduktever-
ordnung), dürfen nicht an die breite Öffentlichkeit (Verbraucher) abgegeben 
werden. 
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4. Abschnitt 

Überwachung 

Überwachung 

§ 15. (1) … § 15. (1) … 

(2) Die Überwachung der Prüfstellen im Sinne des § 8 Abs. 1, die eine Mel-
dung gemäß § 50 Z 3 ChemG 1996 erstattet haben, obliegt dem Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft. § 52 ChemG 1996 
ist anzuwenden. 

(2) Die Überwachung der Prüfstellen im Sinne des § 8 Abs. 1, die eine Mel-
dung gemäß § 50 Z 3 ChemG 1996 erstattet haben, obliegt der Bundesministerin 
bzw. dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovati-
on und Technologie. § 52 ChemG 1996 ist anzuwenden. 

(3) Der Landeshauptmann hat sich bei der Überwachung fachlich befähigter 
Personen als Organe zu bedienen und kann auch geeignete Sachverständige hin-
zuziehen oder beauftragen. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft kann durch Verordnung nähere Vorschriften über 
die fachliche Befähigung dieser Organe erlassen, soweit dies im Hinblick auf die 
Sicherstellung eines für die Überwachungsaufgaben notwendigen Qualifikations-
niveaus zweckmäßig ist. 

(3) Der Landeshauptmann hat sich bei der Überwachung fachlich befähigter 
Personen als Organe zu bedienen und kann auch geeignete Sachverständige hin-
zuziehen oder beauftragen. Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie kann 
durch Verordnung nähere Vorschriften über die fachliche Befähigung dieser 
Organe erlassen, soweit dies im Hinblick auf die Sicherstellung eines für die 
Überwachungsaufgaben notwendigen Qualifikationsniveaus zweckmäßig ist. 

(4) Wenn dies im Interesse der Einfachheit, Raschheit oder Zweckmäßigkeit 
der Vollziehung gelegen ist, kann der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft durch Verordnung bestimmen, dass für 
bestimmte Bereiche der Überwachung einzelnen, besonders geschulten Organen 
der Zollbehörden in ihrem Wirkungsbereich die Befugnisse zukommen, die den 
gemäß Abs. 1 zur Überwachung befugten Organen durch dieses Bundesgesetz 
eingeräumt sind. 

(4) Wenn dies im Interesse der Einfachheit, Raschheit oder Zweckmäßigkeit 
der Vollziehung gelegen ist, kann die Bundesministerin bzw. der Bundesminister-
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie durch 
Verordnung bestimmen, dass für bestimmte Bereiche der Überwachung einzel-
nen, besonders geschulten Organen der Zollbehörden in ihrem Wirkungsbereich 
die Befugnisse zukommen, die den gemäß Abs. 1 zur Überwachung befugten 
Organen durch dieses Bundesgesetz eingeräumt sind. 

(5) Der Landeshauptmann hat unter dem Gesichtspunkt einer zweckmäßigen 
und wirksamen Kontrolle jeweils für das folgende Kalenderjahr einen Revisions- 
und Probenplan für die Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen der 
Biozidprodukteverordnung und dieses Bundesgesetzes, insbesondere im Hinblick 
auf die Zulassungsbedingungen sowie auf die Einstufung, Kennzeichnung und 
Verpackung von Biozidprodukten festzulegen und dem Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft schriftlich zu übermitteln. 

(5) Der Landeshauptmann hat unter dem Gesichtspunkt einer zweckmäßigen 
und wirksamen Kontrolle jeweils für das folgende Kalenderjahr einen Revisions- 
und Probenplan für die Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen der 
Biozidprodukteverordnung und dieses Bundesgesetzes, insbesondere im Hinblick 
auf die Zulassungsbedingungen sowie auf die Einstufung, Kennzeichnung und 
Verpackung von Biozidprodukten festzulegen und der Bundesministerin bzw. 
dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation 
und Technologie schriftlich zu übermitteln. 

(6) Ergibt sich bei den Überwachungsmaßnahmen der begründete Verdacht, (6) Ergibt sich bei den Überwachungsmaßnahmen der begründete Verdacht, 
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dass Vorschriften der Biozidprodukteverordnung oder dieses Bundesgesetzes 
nicht eingehalten wurden und weitere Maßnahmen des Bundesministers für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft erforderlich sind, so ist die-
sem unverzüglich schriftlich Mitteilung darüber zu machen. 

dass Vorschriften der Biozidprodukteverordnung oder dieses Bundesgesetzes 
nicht eingehalten wurden und weitere Maßnahmen der Bundesministerin bzw. des 
Bundesministers für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie erforderlich sind, so ist diesem unverzüglich schriftlich Mitteilung 
darüber zu machen. 

(7) Der Landeshauptmann hat dem Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft bis zum 31. März des jeweiligen Folgejah-
res über die im vorangegangenen Kalenderjahr durchgeführten Überwachungs-
maßnahmen schriftlich zu berichten. 

(7) Der Landeshauptmann hat der Bundesministerin bzw. dem Bundesminis-
ter für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie bis 
zum 31. März des jeweiligen Folgejahres über die im vorangegangenen Kalender-
jahr durchgeführten Überwachungsmaßnahmen schriftlich zu berichten. 

(8) bis (9) … (8) bis (9) … 

Überwachungsbefugnisse 

§ 16. (1) Die Organe des Landeshauptmanns und des Bundesministers für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft sowie die von diesen 
herangezogenen Sachverständigen sind befugt, überall, wo durch die Biozidpro-
dukteverordnung oder dieses Bundesgesetz erfasste Biozidprodukte, Wirkstoffe 
oder behandelte Waren hergestellt, angeboten, auf dem Markt bereit gestellt oder 
verwendet werden, Nachschau zu halten sowie mündliche oder schriftliche Aus-
künfte zu verlangen. 

§ 16. (1) Die Organe des Landeshauptmanns und der Bundesministerin bzw. 
des Bundesministers für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation 
und Technologie sowie die von diesen herangezogenen Sachverständigen sind 
befugt, überall, wo durch die Biozidprodukteverordnung oder dieses Bundesge-
setz erfasste Biozidprodukte, Wirkstoffe oder behandelte Waren hergestellt, an-
geboten, auf dem Markt bereit gestellt oder verwendet werden, Nachschau zu 
halten sowie mündliche oder schriftliche Auskünfte zu verlangen. 

(2) bis (12) … (2) bis (12) … 

Vorläufige Beschlagnahme Vorläufige Beschlagnahme und Herstellung des rechtmäßigen Zustands 

§ 17. (1) bis (2) … § 17. (1) bis (2) … 

(3) Wenn, abgesehen von den in Abs. 1 und 2 genannten Fällen nach den 
Umständen des Einzelfalles der begründete Verdacht besteht, dass Gegenstände, 
die der Biozidprodukteverordnung oder diesem Bundesgesetz unterliegen, Vor-
schriften der Biozidprodukteverordnung oder dieses Bundesgesetzes widerspre-
chen und eine vorläufige Beschlagnahme nicht geboten erscheint, so hat das 
Überwachungsorgan dem Verfügungsberechtigten die Verdachtsmomente mitzu-
teilen und ihn aufzufordern, gegebenenfalls unter Einräumung einer angemesse-
nen Frist, den rechtmäßigen Zustand herzustellen. Wenn der rechtmäßige Zustand 
entgegen einer Aufforderung durch das Überwachungsorgan nicht hergestellt 
wird, so ist ein Absehen von der Erstattung einer Anzeige nicht zulässig. 

(3) Wenn, abgesehen von den in Abs. 1 und 2 genannten Fällen nach den 
Umständen des Einzelfalles eine vorläufige Beschlagnahme nicht geboten er-
scheint, so hat das Überwachungsorgan den Verfügungsberechtigten gemäß 
Abs. 12 zur Herstellung des rechtmäßigen Zustands aufzufordern. Für den Fall, 
dass ein Biozidprodukt nicht gemäß Art. 69 der Biozidprodukteverordnung bzw. 
eine behandelte Ware nicht gemäß Art. 58 Abs. 3 der Biozidprodukteverordnung 
vorschriftsgemäß gekennzeichnet ist, kann das Überwachungsorgan die Verwen-
dung dieses Biozidproduktes bzw. dieser behandelten Ware vorläufig untersagen, 
bis der rechtmäßige Zustand hergestellt ist; die Abs. 4 bis 10 gelten sinngemäß 
für die vorläufige Untersagung der Verwendung. § 50 Abs. 5a Verwaltungsstraf-
gesetz 1991 – VStG, BGBl. Nr. 52/1991, ist sinngemäß anzuwenden. 

(4) bis (11) … (4) bis (11) … 
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 (12) Wenn der begründete Verdacht besteht, dass Vorschriften dieses Bun-

desgesetzes, auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassener Verordnungen, Be-
scheide oder sonstiger Anordnungen, der Biozidprodukteverordnung oder darauf 
basierender, unmittelbar anwendbarer EU-Rechtsakte nicht eingehalten werden, 
so hat das Überwachungsorgan dem Verfügungsberechtigten die Verdachtsmo-
mente mitzuteilen und ihn unter Einräumung einer angemessenen Frist aufzufor-
dern, den rechtmäßigen Zustand herzustellen. Wenn der rechtmäßige Zustand 
entgegen einer Aufforderung durch das Überwachungsorgan nicht hergestellt 
wird, so hat der Landeshauptmann mit Bescheid die Herstellung des rechtmäßi-
gen Zustandes anzuordnen. 

§ 18. (1) bis § 20 (4) … § 18. (1) bis § 20 (4) … 

5. Abschnitt 

Strafbestimmungen 

§ 21. (1) Wer § 21. (1) Wer 
 1. ein Biozidprodukt, das einer Zulassungspflicht unterliegt, entgegen 

Art. 17 Abs. 1 der Biozidprodukteverordnung oder entgegen § 2 Abs. 1 
ohne entsprechende Zulassung anbietet, in Verkehr bringt oder sonst auf 
dem Markt bereitstellt, 

 1. ein Biozidprodukt, das einer Zulassungspflicht unterliegt, entgegen 
Art. 17 Abs. 1 oder 5 der Biozidprodukteverordnung oder entgegen § 2 
Abs. 1 ohne entsprechende Zulassung anbietet, in Verkehr bringt oder 
sonst auf dem Markt bereitstellt oder verwendet, 

 2. es als Inhaber einer Zulassung einer Biozidproduktefamilie entgegen 
Art. 17 Abs. 6 der Biozidprodukteverordnung unterlässt, jedes Produkt 
der Biozidproduktefamilie, für das eine Meldepflicht besteht, innerhalb 
der vorgesehenen Frist und einschließlich der erforderlichen Angaben zu 
melden, 

 2. es als Inhaber einer Zulassung einer Biozidproduktefamilie entgegen 
Art. 17 Abs. 6 der Biozidprodukteverordnung unterlässt, jedes Produkt 
der Biozidproduktefamilie, für das eine Meldepflicht besteht, innerhalb 
der vorgesehenen Frist und einschließlich der erforderlichen Angaben zu 
melden, 

 3. ein Biozidprodukt, das gemäß Art. 53 der Biozidprodukteverordnung der 
Genehmigungspflicht für den Parallelhandel unterliegt, entgegen Art. 53 
der Biozidprodukteverordnung oder entgegen § 2 Abs. 1 ohne entspre-
chende Genehmigung oder unter Verletzung der in der Genehmigung 
festgelegten Voraussetzungen anbietet, in Verkehr bringt oder sonst auf 
dem Markt bereitstellt, 

 3. ein Biozidprodukt, das gemäß Art. 53 der Biozidprodukteverordnung der 
Genehmigungspflicht für den Parallelhandel unterliegt, entgegen Art. 53 
der Biozidprodukteverordnung oder entgegen § 2 Abs. 1 ohne entspre-
chende Genehmigung oder unter Verletzung der in der Genehmigung 
festgelegten Voraussetzungen anbietet, in Verkehr bringt oder sonst auf 
dem Markt bereitstellt, 

 4. ein zugelassenes Biozidprodukt entgegen dem Zulassungsbescheid mit 
einer anderen als der behördlich festgesetzten Zusammensetzung, mit ei-
ner von der festgesetzten Kennzeichnung oder Verpackung abweichen-

 4. ein zugelassenes Biozidprodukt entgegen dem Zulassungsbescheid mit 
einer anderen als der behördlich festgesetzten Zusammensetzung, mit ei-
ner von der festgesetzten Kennzeichnung oder Verpackung abweichen-
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den Kennzeichnung oder Verpackung oder entgegen einer im Zulas-
sungsbescheid festgesetzten Auflage anbietet, in Verkehr bringt oder 
sonst auf dem Markt bereitstellt, 

den Kennzeichnung oder Verpackung oder entgegen einer im Zulas-
sungsbescheid festgesetzten Auflage anbietet, in Verkehr bringt oder 
sonst auf dem Markt bereitstellt, 

 5. ein Biozidprodukt entgegen einem Verbot oder einer Beschränkung ge-
mäß § 14 oder entgegen einer Maßnahme, die mit Verordnung gemäß 
§ 14 Abs. 1 erlassen worden ist, anbietet, in Verkehr bringt oder sonst 
auf dem Markt bereitstellt oder verwendet, 

 5. ein Biozidprodukt entgegen einem Verbot oder einer Beschränkung ge-
mäß § 14 oder entgegen einer Maßnahme, die mit Verordnung gemäß 
§ 14 Abs. 1 erlassen worden ist, anbietet, in Verkehr bringt oder sonst 
auf dem Markt bereitstellt oder verwendet, 

 6. den Pflichten des § 16 Abs. 10 zuwiderhandelt,  6. den Pflichten des § 16 Abs. 10 zuwiderhandelt, 
 7. ein Experiment oder einen Versuch zu Forschungs- und Entwicklungs-

zwecken, bei dem ein nicht zugelassenes Biozidprodukt oder ein aus-
schließlich zur Verwendung in einem Biozidprodukt bestimmter, nicht 
genehmigter Wirkstoff verwendet wird, entgegen Art. 56 der Biozidpro-
dukteverordnung oder entgegen § 4 Abs. 3 ohne die in Art. 56 Abs. 2 der 
Biozidprodukteverordnung festgelegte Frist abzuwarten, ohne die Füh-
rung der entsprechenden Aufzeichnungen, ohne Erstattung der entspre-
chenden Meldung, ohne Genehmigung, entgegen einer Untersagung oder 
entgegen den bei der Genehmigung festgelegten Auflagen und Bedin-
gungen durchführt, 

 7. ein Experiment oder einen Versuch zu Forschungs- und Entwicklungs-
zwecken, bei dem ein nicht zugelassenes Biozidprodukt oder ein aus-
schließlich zur Verwendung in einem Biozidprodukt bestimmter, nicht 
genehmigter Wirkstoff verwendet wird, entgegen Art. 56 der Biozidpro-
dukteverordnung oder entgegen § 4 Abs. 3 ohne die in Art. 56 Abs. 2 der 
Biozidprodukteverordnung festgelegte Frist abzuwarten, ohne die Füh-
rung der entsprechenden Aufzeichnungen, ohne Erstattung der entspre-
chenden Meldung, ohne Genehmigung, entgegen einer Untersagung oder 
entgegen den bei der Genehmigung festgelegten Auflagen und Bedin-
gungen durchführt, 

 8. ein Biozidprodukt entgegen § 2 Abs. 1 oder 3 anbietet, in Verkehr bringt 
oder sonst auf dem Markt bereitstellt, das einen alten Wirkstoff enthält, 
der gemäß Art. 89 der Biozidprodukteverordnung in der betreffenden 
Wirkstoff/Produktart-Kombination nicht oder nicht mehr zulässig ist, 

 8. ein Biozidprodukt entgegen § 2 Abs. 1 oder 3 anbietet, in Verkehr bringt 
oder sonst auf dem Markt bereitstellt, das einen alten Wirkstoff enthält, 
der gemäß Art. 89 der Biozidprodukteverordnung in der betreffenden 
Wirkstoff/Produktart-Kombination nicht oder nicht mehr zulässig ist, 

 9. als Inhaber einer Zulassung für ein Biozidprodukt die in Art. 47 Abs. 1 
der Biozidprodukteverordnung festgelegte Mitteilungspflicht verletzt, 

 9. als Inhaber einer Zulassung für ein Biozidprodukt die in Art. 47 Abs. 1 
der Biozidprodukteverordnung festgelegte Mitteilungspflicht verletzt, 

 10. eine behandelte Ware entgegen Art. 58 Abs. 3 bis 4 und Abs. 6 der Bio-
zidprodukteverordnung oder entgegen § 2 Abs. 3 oder § 13 ohne die er-
forderliche Kennzeichnung oder mit einer Kennzeichnung, die den An-
forderungen der genannten Vorschriften der Biozidprodukteverordnung 
oder dieses Bundesgesetzes nicht entspricht, anbietet, in Verkehr bringt 
oder sonst auf dem Markt bereitstellt, 

 10. eine behandelte Ware entgegen Art. 58 Abs. 3 bis 4 und Abs. 6 der Bio-
zidprodukteverordnung oder entgegen § 2 Abs. 3 oder § 13 ohne die er-
forderliche Kennzeichnung oder mit einer Kennzeichnung, die den An-
forderungen der genannten Vorschriften der Biozidprodukteverordnung 
oder dieses Bundesgesetzes nicht entspricht, anbietet, in Verkehr bringt 
oder sonst auf dem Markt bereitstellt, 

 11. eine behandelte Ware entgegen Art. 58 Abs. 2 der Biozidproduktever-
ordnung oder entgegen § 2 Abs. 3 ohne Erfüllung der in der Biozidpro-
dukteverordnung festgelegten Erfordernisse für die Wirkstoffe in den Bi-
ozidprodukten, mit denen die behandelte Ware behandelt worden ist oder 
die in der behandelten Ware enthalten sind, anbietet, in Verkehr bringt 
oder sonst auf dem Markt bereitstellt, 

 11. eine behandelte Ware entgegen Art. 58 Abs. 2 der Biozidproduktever-
ordnung oder entgegen § 2 Abs. 3 ohne Erfüllung der in der Biozidpro-
dukteverordnung festgelegten Erfordernisse für die Wirkstoffe in den Bi-
ozidprodukten, mit denen die behandelte Ware behandelt worden ist oder 
die in der behandelten Ware enthalten sind, anbietet, in Verkehr bringt 
oder sonst auf dem Markt bereitstellt, 
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 12. einem Verbraucher entgegen Art. 58 Abs. 5 der Biozidprodukteverord-

nung die ausdrücklich verlangten Informationen über die biozide Be-
handlung einer behandelten Ware nicht, nicht rechtzeitig oder nicht kos-
tenlos zur Verfügung stellt, 

 12. einem Verbraucher entgegen Art. 58 Abs. 5 der Biozidprodukteverord-
nung die ausdrücklich verlangten Informationen über die biozide Be-
handlung einer behandelten Ware nicht, nicht rechtzeitig oder nicht kos-
tenlos zur Verfügung stellt, 

 13. als Hersteller eines Biozidproduktes gegen die in Art. 65 Absatz 2 der 
Biozidprodukteverordnung festgelegten Dokumentationspflichten oder 
gegen die Verpflichtung zur Aufbewahrung der Proben der Herstel-
lungschargen verstößt, 

 13. als Hersteller eines Biozidproduktes gegen die in Art. 65 Absatz 2 der 
Biozidprodukteverordnung festgelegten Dokumentationspflichten oder 
gegen die Verpflichtung zur Aufbewahrung der Proben der Herstel-
lungschargen verstößt, 

 14.  als Zulassungsinhaber gegen die in Art. 68 Abs. 1 der Biozidprodukte-
verordnung festgelegten Verpflichtungen in Zusammenhang mit der 
Aufbewahrung und der Zurverfügungstellung von Aufzeichnungen ver-
stößt, 

 14.  als Zulassungsinhaber gegen die in Art. 68 Abs. 1 der Biozidprodukte-
verordnung festgelegten Verpflichtungen in Zusammenhang mit der 
Aufbewahrung und der Zurverfügungstellung von Aufzeichnungen ver-
stößt, 

 15. ein Biozidprodukt entgegen Art. 69 der Biozidprodukteverordnung oder 
entgegen § 12 ohne die erforderliche Kennzeichnung oder Verpackung 
oder mit einer Kennzeichnung oder Verpackung, die den Anforderungen 
der genannten Bestimmungen nicht entspricht, anbietet, in Verkehr 
bringt oder sonst auf dem Markt bereitstellt, 

 15. ein Biozidprodukt entgegen Art. 69 der Biozidprodukteverordnung oder 
entgegen § 12 ohne die erforderliche Kennzeichnung oder Verpackung 
oder mit einer Kennzeichnung oder Verpackung, die den Anforderungen 
der genannten Bestimmungen nicht entspricht, anbietet, in Verkehr 
bringt oder sonst auf dem Markt bereitstellt, 

 16. ein Biozidprodukt entgegen Art. 70 der Biozidprodukteverordnung oder 
entgegen § 12 Abs. 5 ohne die erforderliche Abgabe eines Sicherheitsda-
tenblattes oder mit einem Sicherheitsdatenblatt, das den Anforderungen 
dieser Vorschriften nicht entspricht, abgibt oder den zum Sicherheitsda-
tenblatt verankerten weiteren Verpflichtungen nicht nachkommt, 

 16. ein Biozidprodukt entgegen Art. 70 der Biozidprodukteverordnung oder 
entgegen § 12 Abs. 5 ohne die erforderliche Abgabe eines Sicherheitsda-
tenblattes oder mit einem Sicherheitsdatenblatt, das den Anforderungen 
dieser Vorschriften nicht entspricht, abgibt oder den zum Sicherheitsda-
tenblatt verankerten weiteren Verpflichtungen nicht nachkommt, 

 17. Werbung für ein Biozidprodukt betreibt, die nicht Art. 72 der Biozidpro-
dukteverordnung entspricht, indem der in Art. 72 Abs. 1 und 2 der Bio-
zidprodukteverordnung dargestellte Wortlaut nicht, nicht vollständig, 
nicht in deutscher Sprache, nicht deutlich, nicht gut lesbar oder nicht gut 
hörbar wiedergegeben wird, 

 17. Werbung für ein Biozidprodukt betreibt, die nicht Art. 72 der Biozidpro-
dukteverordnung entspricht, indem der in Art. 72 Abs. 1 und 2 der Bio-
zidprodukteverordnung dargestellte Wortlaut nicht, nicht vollständig, 
nicht in deutscher Sprache, nicht deutlich, nicht gut lesbar oder nicht gut 
hörbar wiedergegeben wird, 

 18. Werbung für ein Biozidprodukt betreibt, die entgegen Art. 72 Abs. 3 der 
Biozidprodukteverordnung hinsichtlich der Risiken des Biozidproduktes 
irreführend ist oder Ausdrücke enthält, die gemäß Art. 72 Abs. 3 der Bi-
ozidprodukteverordnung unzulässig sind, 

 18. Werbung für ein Biozidprodukt betreibt, die entgegen Art. 72 Abs. 3 der 
Biozidprodukteverordnung hinsichtlich der Risiken des Biozidproduktes 
irreführend ist oder Ausdrücke enthält, die gemäß Art. 72 Abs. 3 der Bi-
ozidprodukteverordnung unzulässig sind, 

 19. ein Biozidprodukt entgegen Art. 95 Abs. 3 der Biozidprodukteverord-
nung anbietet, in Verkehr bringt oder sonst auf dem Markt bereitstellt, 
oder 

 19. ein Biozidprodukt entgegen Art. 95 Abs. 3 der Biozidprodukteverord-
nung anbietet, in Verkehr bringt oder sonst auf dem Markt bereitstellt, 
oder 

 20. ein Biozidprodukt mit einem alten Wirkstoff, der nicht in Anhang II der  20. ein Biozidprodukt mit einem alten Wirkstoff, der nicht im Arbeitspro-



  20 von 22 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-
Arbeitsprogramms gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von 
Biozid-Produkten, ABl. Nr. L 325 vom 11.12.2007 S. 3, enthalten ist, an-
bietet, in Verkehr bringt oder sonst auf dem Markt bereitstellt, 

gramm der Verordnung (EU) Nr. 1062/2014 über das Arbeitsprogramm 
zur systematischen Prüfung aller in Biozidprodukten enthaltenen alten 
Wirkstoffe gemäß der Verordnung (EU) Nr. 528/2012, ABl. Nr. L 294 
vom 10.10.2014 S. 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EU) 
2019/227, enthalten ist, anbietet, in Verkehr bringt oder sonst auf dem 
Markt bereitstellt, 

begeht, wenn die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der or-
dentlichen Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, eine Verwaltungsüber-
tretung und ist mit Geldstrafe von mindestens 500,- Euro bis zu 20 180,- Euro, im 
Wiederholungsfall bis zu 40 360,- Euro zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von mindestens 500,- 
Euro bis zu 20 180,- Euro, im Wiederholungsfall bis zu 40 360,- Euro zu bestra-
fen. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Wer der Biozidprodukteverordnung oder diesem Bundesgesetz, den auf 
Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen, Bescheiden, oder sonsti-
gen Anordnungen zuwiderhandelt, begeht, wenn die Tat nicht den Tatbestand 
einer in die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte fallenden strafbaren Hand-
lung bildet, und nicht bereits nach Abs. 1 strafbar ist, eine Verwaltungsübertre-
tung und ist mit Geldstrafe bis zu 5 090,- Euro, im Wiederholungsfall bis 
zu 10 180,- Euro zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Wer der Biozidprodukteverordnung oder diesem Bundesgesetz, den auf 
Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen, Bescheiden, oder sonsti-
gen Anordnungen zuwiderhandelt, begeht, wenn die Tat nicht bereits nach Abs. 1 
strafbar ist, eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 5 090,- 
Euro, im Wiederholungsfall bis zu 10 180,- Euro zu bestrafen. Der Versuch ist 
strafbar. 

§ 21. (3) bis § 21. (4) … § 21. (3) bis § 21. (4) … 

§ 22. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, richtet 
sich die Verantwortlichkeit für die Einhaltung der Vorschriften dieses Bundesge-
setzes und der darauf beruhenden Verwaltungsakte sowie der einschlägigen Ver-
ordnungen der Europäischen Union nach dem Verwaltungsstrafgesetz 1991 – 
VStG, BGBl. Nr. 52/1991. 

§ 22. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, richtet 
sich die Verantwortlichkeit für die Einhaltung der Vorschriften dieses Bundesge-
setzes und der darauf beruhenden Verwaltungsakte sowie der einschlägigen Ver-
ordnungen der Europäischen Union nach dem Verwaltungsstrafgesetz 1991. 

§ 22. (2) … § 22. (2) … 
 

Beschwerde und Eintrittsrecht 
 

§ 22a. (1) In den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf be-
ruhenden Verordnungen hat die belangte Behörde der Bundesministerin bzw. 
dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie im Falle einer Beschwerde an das Verwaltungsgericht unverzüglich 
eine Ausfertigung der Beschwerde zu übermitteln. 

 (2) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie kann in Angelegenheiten dieses 
Bundesgesetzes und der darauf beruhenden Verordnungen anstelle eines anderen 
beschwerdeführenden staatlichen Organs oder einer anderen belangten Behörde 
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jederzeit in das Verfahren vor dem Verwaltungsgericht eintreten. 

 
Revision 

 
§ 22b. (1) Nach Erlassung des Erkenntnisses oder Beschlusses des Verwal-

tungsgerichts hat die belangte Behörde der Bundesministerin bzw. dem Bundes-
minister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technolo-
gie unverzüglich auch eine schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses oder Be-
schlusses des Verwaltungsgerichtes vorzulegen. 

 (2) Gegen Erkenntnisse und Beschlüsse des Verwaltungsgerichtes, die in 
Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf beruhenden Verordnun-
gen ergangen sind, steht der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Kli-
maschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie das Recht zu, 
Revision wegen Rechtswidrigkeit an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

6. Abschnitt 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 23. (1) bis § 24. … § 23. (1) bis § 24. … 

Inkrafttreten, Aufhebung von Rechtsvorschriften und Übergangsbestimmungen 

§ 25. (1) bis (10) … § 25. (1) bis (10) … 
 (11) Das Inhaltsverzeichnis, § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 1, 4 und 5, § 3, § 4 Abs. 1 

erster Satz, Abs. 2 und Abs. 3, § 5, § 6 Abs. 1, § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 3 erster und 
zweiter Satz und Abs. 4, § 9 Abs. 2, § 10, § 11 Abs. 1, 2, 3, 5, 7 und 8, § 14 Abs. 1 
erster Satz, Abs. 2, Abs. 3 erster Satz und Abs. 5, § 15 Abs. 2 bis 7, § 16 Abs. 1, 
die Überschrift zu § 17, § 17 Abs. 3 und 12, § 21 Abs. 1 und 2, § 22 Abs. 1, 
§§ 22a und 22b samt Überschriften und § 26 Abs. 1 bis 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/20XX treten mit dem der Kundmachung folgen-
den Tag in Kraft. Gleichzeitig treten § 1 Abs. 8, § 2 Abs. 2 und § 12 Abs. 2 außer 
Kraft. 

Vollziehung 

§ 26. (1) Soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, ist mit der Voll-
ziehung der Biozidprodukteverordnung und dieses Bundesgesetzes der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft betraut. 

§ 26. (1) Soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, ist mit der Voll-
ziehung der Biozidprodukteverordnung und dieses Bundesgesetzes die Bundes-
ministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie betraut. 
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(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat bei der Erlassung von Verordnungen gemäß § 14 Abs. 1 das 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend her-
zustellen. 

(2) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat bei der Erlassung von Ver-
ordnungen gemäß § 2 Abs. 5, § 11 Abs. 1 und § 14 Abs. 1 das Einvernehmen mit 
der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Digitalisierung und Wirt-
schaftsstandort herzustellen. 

(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat bei der Erlassung von Verordnungen gemäß § 15 Abs. 4 das 
Einvernehmen mit der Bundesministerin für Finanzen herzustellen. 

(3) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat bei der Erlassung von Ver-
ordnungen gemäß § 15 Abs. 4 das Einvernehmen mit der Bundesministerin bzw. 
dem Bundesminister für Finanzen herzustellen. 

 


